Kanton Zug

Liste Massnahmen Paket 2 Entlastungsprogramm 2015-2018, Laufende Rechnung

8. Februar 2016 / rarc

Beilage 2

Nr. TP Themengruppe Thema Massnahme PE Saldo 2018 ([Saldo 2018
(03.11.15) (22.01.16)
4.46 VD Soziale Sicherheit Erganzungsleistu [Reduktion Betrag fur personliche Auslagen bei - 1'800'000 1'150'000
ngen Ergénzungsleistungen
457b [vD Standort, Wirtschaft und | Tourismus Erhéhung Kostendeckungsgrad - 240'000 240'000
Verkehr bei der Schifffahrt auf den Zuger Seen
6.04b |SD Sicherheit Polizei Zusammenlegung Polizeidienststellen: 0.30 194'500 126'500
Hiinenberg/Steinhausen mit Cham und Rotkreuz;
Menzingen mit Unterageri
6.16b [SD Sicherheit Strassenverk. Versteigerung und / oder Verkauf von attraktiven - 300'000 300'000
Fahrzeug-Kontrollschildern
6.16e |[SD Sicherheit Strassenverk. Einfuhrung Schiffssteuer (exkl. Berufsfischerei und - 400'000 200'000
konzessionierte Schifffahrt)
5.21 BD Tiefbau, Hochbau, Raumordnung Amt fir Raumplanung: Anpassung der - 100'000 50'000
Teil 1 Liegenschaften, Ressourcengebuhren bei Konzessionen
Raumplanung
5.44 BD Natur, Umwelt, Umweltschutz Erhdhung der Konzessionsgebuhren fir Wassernutzung - 20'000 10'000
Landwirtschaft, Wald
und Wild
Anzahl Massnahmen 7 0.30 3'054'500 2'076'500
Differenz 978'000

FD FDS 4.2/39.5/ 80819
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8. Februar 2016 / rarc

Liste Massnahmen Paket 2 Entlastungsprogramm 2015-2018, Investitionsrechnung

Nr. TP Themenfeld Massnahme Beschreibung Saldo Saldo
2015-18 2015-18
(03.11.15) (21.1.16)
IR 5.04a|BD Tiefbau Landerwerb, Reduktion Entschadigungsansatz fur Landwirtschaftsland 1'000'000 -
Entschadigung
Landwirtschaftsland
Anzahl Massnahmen 1 1'000'000 -
Differenz 1'000'000
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Entlastungsprogramm 2015-2018 (Paket 2) — Einheit der Materie
und Verfahren betreffend Referendum

113116 | IHA | TRI | AN5531806

AUSGANGSLAGE

Der Regierungsrat des Kantons Zug will das zweite Paket zum Entlastungsprogramm
2015-2018 beschliessen. Es enthdlt Massnahmen, die einen Kantonsratsbeschluss er-
fordern. Die Finanzdirektion hat im Auftrag des Regierungsrats das externe Vernehmlas-
sungsverfahren durchgefihrt. Ende November soll der Antrag betreffend die Gesetzes-
anderungen zur Umsetzung des zweiten Paktes dem Kantonsrat zum Rahmenbeschluss
unterbreitet werden.

FRAGESTELLUNGEN

In diesem Zusammenhang stellen sich verschiedene Fragen in Bezug auf die Einheit der
Materie und das Verfahren betreffend Referendum und Referendumsabstimmung. Die
nachfolgende Beurteilung der Fragen bezieht sich auf die Vernenmlassungsvorlage vom
7.Juli 2015, die Auswertung der Vernehmlassungen vom 14. Oktober 2015, den Er-
lasstext (Spezial-Synopse) vom 14. Oktober 2015 und den (unfertigen) Entwurf vom
14. Oktober 2015 des Berichts und Antrags des Regierungsrats (= Botschaft; inkl. Ande-
rungen gegentiiber der Vernehmlassungsvorlage).

Im Einzelnen sind folgende Fragen zu beantworten:

Ist es aufgrund der eidgendssischen und zugerischen Rechtslage zuldssig, bezliglich
des Rahmenbeschlusses fiir Gesetzesénderungen (Entlastungsprogramm 2015-2018,
Paket 2) das Referendum kombiniert zu ergreifen:

sowoh!l gegen den Rahmenbeschluss in seiner Gesamtheit («en blocy);

als auch gegen ein einziges Gesetz des Rahmenbeschlusses beziehungsweise gegen
einen einzigen Kantonsratsbeschluss des Rahmenbeschlusses;

als auch gegen mehrere einzelne Gesetze des Rahmenbeschlusses beziehungsweise
gegen mehrere einzelne Kantonsratsbeschllisse des Rahmenbeschlusses?
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Die vollstandige Anwaltsliste finden Sie im Internet unter wwav.bratschi-law.chiteam
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Anders gefragt: Trifft es lhrer Auffassung nach zu, dass die Aussage, wonach die Stimm-
berechtigten geméss konstanter bundesgerichtlicher Rechtsprechung keinen verfas-
sungsmassigen Anspruch darauf haben, dass ihnen einzelne, allenfalls besonders wich-
tige Teile einer Vorlage gesondert zur Abstimmung vorgelegt werden, im "Umkehr-
schluss” bedeutet, dass die Behdrden aufgrund des weiten Gestaltungsspielraums, der
ihnen bei der Ausgestaltung einer Vorlage zukommt, gleichwohl das Recht haben, eine
kombinierte Regelung mit Bezug auf die Ergreifung des Referendums im Zusammen-
hang mit Rahmenbeschlissen zu treffen?

Nochmals anders Uberlegt: Entspricht im konkreten Fall eine kombinierte Regelung mit
Bezug auf die Ergreifung des Referendums im Zusammenhang mit Rahmenbeschliissen
in bestmoglicher Weise dem verfassungsmassigen Grundsatz der Abstimmungsfreiheit
(Art. 34 Abs. 2 der Bundesverfassung; SR 101), sozusagen also der "Maxime" in abstim-
mungsrechtlicher Hinsicht, wonach die Stimmberechtigten Anspruch darauf haben, dass
kein Abstimmungsergebnis anerkannt wird, das nicht den freien Willen der Stimmberech-
tigten zuverléssig und unverfélscht zum Ausdruck bringt (vgl. Urteil 1C_185/2007 vom
6. November 2007, E. 2.1)?

Abermals anders beleuchtet: Dem Kantonsrat steht das Recht zu, ein Gesetz oder einen
Beschluss in seiner Gesamtheit oder nach Sachgebieten getrennt zur Abstimmung vor-
zulegen (§ 34 Abs. 6 der Verfassung des Kantons Zug vom 31. Januar 1894; KV; BGS
111.1). Kann gerade auch mit Bezug auf einen Rahmenbeschluss — im konkreten Fall
bestehend aus mehreren Gesetzen und Kantonsratsbeschliissen — gesagt werden, dass
eine kombinierte Regelung mit Bezug auf die Ergreifung des Referendums im Zusam-
menhang mit Rahmenbeschliissen getroffen werden darf?

Bedarf es aus threr Sicht fiir eine kombinierte Regelung bezliglich Ergreifung des Refe-
rendums im Zusammenhang mit Rahmenbeschliissen einer ausdriicklichen gesetzlichen
Grundlage (vgl. dazu § 36 Abs. 2 KV: «Das nahere Verfahren wird im Sinne der mdg-
lichsten Erleichterung der Stimmabgabe durch die Gesetzgebung geregelt.»)?

Wird durch die kombinierte Regelung mit Bezug auf die Ergreifung des Referendums im
Zusammenhang mit Rahmenbeschlissen das Unterschriftenquorum von 1'500 pro Er-
lass untergraben (§ 34 KV)?

Sind die Abstimmungsfragen rechtlich einwandfrei?

Sind die Auswertungshilfen betreffend die Ergebnisse («Grafiken») rechtlich einwand-
frei?

Welchen Anderungsbedarf gibt es in Bezug auf den
9.1. Erlasstext in Ziffer IV.A (A. Fakultatives Referendum)

9.2. Bericht und Antrag (= Botschaft) in den Ziffern 5 und 13?
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10.

11.

Ware es allenfalls zuldssig, das Referendum nur gegen den Rahmenbeschluss als Gan-
zes zuzulassen und die diversen Gesetzesdnderungen nicht einzeln dem Referendum
zu unterstellen?

Waére das oben dargestellte Vorgehen - lediglich aus rechtlicher und nicht aus politischer
Sicht betrachtet - auch zulassig, wenn diese Vorgehensweise in der ersten Lesung der
Vorlage durch den Regierungsrat und damit in der Vernehmlassungsvorlage anders
kommuniziert worden ist?

EINHEIT DER MATERIE (FRAGEN NR. 1 - 6)
Beurteilung im Allgemeinen

In der Verfassung des Kantons Zug (BGS 111.1) ist der Grundsatz der Einheit der Mate-
rie nur fUr das Initiativrecht ausdriicklich verankert: Initiativbegehren diirfen sich nur auf
ein einheitliches Sachgebiet beziehen (§ 35 Abs. 2 KV; ebenso § 41 Abs. 2 des Kantons-
ratsbeschlusses (ber die Geschaftsordnung des Kantonsrats (GO KR) vom 28. Au-
gust 2014, BGS 141.1). Allerdings wird die Kompetenz der Kantone zur Regelung der
politischen Rechte durch die in Art. 34 Abs. 2 BV verankerte Garantie der freien Willens-
bildung und unverfalschten Stimmabgabe eingeschrénkt. Der aus Art. 34 Abs. 2 BV ab-
geleitete Grundsatz der Einheit der Materie ist flir sdmtliche Vorlagen auf Bundes- oder
Kantonsebene zu beachten, die auf Initiative hin oder auf Grund eines obligatorischen
oder fakultativen Referendums dem Volk zur Abstimmung unterbreitet werden (PATRICIA
EGLI, Die Einheit der Materie bei kantonalen Gesetzesvorlagen, ZBI 2006, 392 m.w.H.).
Gemass § 34 der Zuger Kantonsverfassung unterliegen Gesetze und allgemeinverbind-
liche Kantonsratsbeschlisse sowie Beschliisse, die eine neue einmalige Ausgabe von
mehr als 500 000 Franken oder eine neue wiederkehrende Ausgabe von mehr als
50 000 Franken im Jahr zur Folge haben, der Volksabstimmung, wenn ein entsprechen-
des von 1500 Stimmberechtigten unterzeichnetes Begehren eingereicht wird (Referen-
dum). Dies gilt auch in Bezug auf den in Aussicht stehenden Rahmenbeschluss, weshalb
bezuglich Einheit der Materie die bundesrechtlichen Grundsatze nach Art. 34 Abs. 2 BV
massgebend sind.

Der Grundsatz der Einheit der Materie als Teilaspekt des Anspruchs auf freie Willensbil-
dung und unverfalschte Stimmabgabe (Art. 34 Abs. 2 BV) verlangt, dass eine Vorlage
grundsatzlich nur einen Sachbereich zum Gegenstand haben darf bzw. dass zwei oder
mehrere Sachfragen und Materien nicht in einer Art und Weise miteinander zu einer ein-
zigen Abstimmungsvorlage verbunden werden, welche die Stimmberechtigten in eine
Zwangslage versetzt und ihnen keine freie Wahl zwischen den einzelnen Teilen belasst.
Umfasst eine Abstimmungsvorlage mehrere Sachfragen und Materien, ist erforderlich,
dass die einzelnen Teile einen sachlichen inneren Zusammenhang aufweisen, in einer
sachlichen Beziehung zueinander stehen und dasselbe Ziel verfolgen. Dieser sachliche
Zusammenhang darf nicht bloss kiinstlich, subjektiv oder rein politisch bestehen
(BGE 1C_283/2010 E. 3.2; vgl. in Bezug auf Volksinitiativen: BGE 1301 185 E. 3 S. 195;
129 | 381 E. 2 S. 384; hinsichtlich behdrdlicher Vorlagen: BGE 129 | 366 E. 2 S. 369;
BGE 1P.223/E. 2, in: ZBl 108/2007 S. 332; je mit Hinweisen).
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Fir das Ausgabenreferendum folgt aus dem Prinzip der Einheit der Materie einerseits,
dass sich die Finanzvorlage nicht auf mehrere Gegenstande beziehen darf, es sei denn,
dass mehrere Ausgaben sich gegenseitig bedingen oder aber einem gemeinsamen
Zweck dienen, der zwischen ihnen eine enge sachliche Verbindung schafft (Vermen-
gungsverbot). So kénnen nach der Rechtsprechung z.B. mehrere Kreditbegehren fir
Schulhausbauten oder flir Strassenbauten oder flr Spitalbauten zu einem Geschaft zu-
sammengefasst werden, weil andernfalls Parlament und Regierung gehindert wiirden,
alle Teile des Kantons und alle Glieder der Bevdlkerung in gleicher Weise an der allge-
meinen Wohlfahrt teilnehmen zu lassen (BGE 99 la 184 E. 3; BGE 105 la 80 E. 7c). Auf
der anderen Seite darf ein Gegenstand, der ein Ganzes bildet, nicht kiinstlich in Teilsti-
cke aufgeteilt werden, welche je einzeln dem Referendum nicht unterstehen, mit dem
Ziel, den Gegenstand dem Referendum zu entziehen (Trennungsverbot;
BGE 1C_283/2010 E. 3.2 mit Hinweisen). So ist es unzulassig, die in der Verfassung flr
das obligatorische und das fakultative Referendum gegen Kreditbeschliisse festgesetz-
ten Grenzen durch Aufteilung zusammengehdrender Vorlagen zu umgehen
(BGE 118 1a 184 E. 3b).

Daraus, dass das Prinzip der Einheit der Materie sowohl gebieten kann, je nach innerem
Zusammenhang verschiedene Aspekie zu einer Vorlage zu vereinen oder umgekehrt
verschiedenen Vorlagen zuzufiihren, folgt indessen nicht, dass jeder Anwendungsfall
bundesrechtlich abschliessend geregelt wéare. Vielmehr bleibt den Behdrden ein Ermes-
sensspielraum erhalten (BGE 1C_283/2010 E. 3.2; BGE 1P.805/2000 E. 2c/aa).

Fir Sparvorlagen halt das Bundesgericht fest, dass es Erlassvorlagen gibt, die eine
Querschnitfunktion zum Gegenstand haben und deshalb zwingend verschiedene Sach-
bereiche betreffen. Dies ist etwa bei sogenannten "Sparvorlagen" der Fall, bei welchen
das Ziel des langfristigen Haushaltsausgleichs rechtfertigt, in verschiedenen Sachberei-
chen Ausgaben zu kiirzen, auch wenn dies zwangsléaufig Auswirkungen auf die inhaltli-
che Gestaltung dieser Bereiche zeitigt (BGE 1C_103/2010 E. 3.4.2; BGE 1P.414/1999
vom 14. Dezember 1999 E. 3e ff. mit Hinweisen, in: Pra 2000 Nr. 91, 545 ff.). Auch bei
derartigen Vorlagen mit Querschnittfunktion diirfen die Stimmberechtigten aber nicht in
eine Zwangslage versetzt werden, so dass ihnen keine freie Wahl zwischen den einzel-
nen Teilen mehr bleibt (BGE 1C_103/2010 E. 3.4.2). Das Bundesgericht stuft Sammel-
vorlagen dann als zulassig ein, wenn die mit den einzelnen Teilvorlagen verfolgten Ein-
zelzwecke im Verhaltnis zum einheitlichen Zweck der Sammelvorlage von relativ unter-
geordneter Bedeutung sind. Dies trifft zu, wenn sie als blosse Mittel zum einheitlichen
Hauptzweck betrachtet werden kénnen, die nicht wichtig genug sind, als dass der Stimm-
birger dariiber losgeldst vom Hauptzweck entscheiden kénnen muss, und bei deren
Auswahl keine grosse Handlungsfreiheit besteht (BGE 1P.414/1999 E. 3e). Dabei ist es
gerechtfertigt, bei Behdrdenvorlagen das Prinzip der Einheit der Materie zurtickhaltender
zu handhaben als bei Volksinitiativen, weil sie bereits einen politischen Prozess durch-
laufen haben und dadurch eher eine gewisse Formung im Sinne einer Synthese der Mei-
nungen erfahren haben, die im (vom Volk gewahlten) Parlament vertreten wurden
(BGE a.a.0.). Im zitierten Entscheid akzeptierte das Bundesgericht eine Sparvorlage des
Aargauer Grossen Rates als Gesamtpaket, welche mit dem Ziel des Sparens acht Ge-
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setze &nderte und eine Kompetenzverschiebung enthielt. Sie sprenge den Ermessens-
spielraums der Behorden nicht. Der Entscheid betont aber, dass je schlechter die Haus-
haltlage eines Gemeinwesens ist, umso starker naturgemass deren Verbesserung in den
Vordergrund politischen Handelns tritt. Umso eher steliten auch die Senkung von Aus-
gaben und/oder die Erh6hung von Einnahmen eigene gewichtige politische Ziele dar,
welche die Verkniipfung unterschiedlicher Gesetzesadnderungen zu rechtfertigen vermo-
gen. Der "blossen Gesunderhaltung® des Haushaltes als politisches Ziel kommt nicht das
gleiche Gewicht zu wie dessen Sanierung (BGE a.a.O. E. 5b). Die Analyse des Ent-
scheids legt vor allem nahe, dass Paketabstimmungen sorgfaltig auf eine einheitliche
Stossrichtung hin zu priifen sind (GEROLD STEINMANN, in: Bernhard Ehrenzeller et al., Die
Schweizerische Bundesverfassung, St. Galler Kommentar, 3. Aufl. 2014, Art. 34 N 23).
Dabei nahm das Bundesgericht fiir die einzelnen Gesetzesanderungen dazu Stellung,
ob die einzelnen Massnahmen den Kanton direkt entlasten oder sich nur mittelbar auf
den Haushalt auswirken (vgl. BGE a.a.0. E. 7b ff.). Auch wenn das Bundesgericht den
behordlichen Ermessensspielraum nicht flr tiberschritten betrachtete, hielt es fest, dass
die Einheit der Materie zur Leerformel geriete, wiirde der Grundsatz der Sparsamkeit
generell als einheitlicher Zweck anerkannt (BGE a.a.O. E. 5a). Es befand, dass die Be-
hoérden mit dem Paket von acht Gesetzesvorlagen ,weit gegangen® seien (BGE a.a.O.
E. 8; dazu und kritisch zum Entscheid auch IvO HANGARTNER/ANDREAS KLEY, Die demo-
kratischen Rechte in Bund und Kantonen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Zi-
rich 2000, N 2525b). Die Aussage diirfte aber wohl weniger die Zah! der Gesetzesvorla-
gen im Auge haben (vorliegend wéren es in Zug nicht weniger als 41). Vielmehr dienten
die Massnahmen nur zum Teil unmittelbar dem Sparzweck, wahrend andere diesem
bloss mittelbar und langfristig zu Gute kommen sollten (z.B. eine Kompetenzverschie-
bung als Grundlage fir die Einfiihrung des EDV-Grundbuchs und die Reorganisation des
Grundbuchwesens).

Im vorliegenden Fall sprechen flr eine im Ermessensspielraum der Behdrden zuldssige
Sammelvorlage mehrere Grinde: Das zweite Paket des Entlastungsprogramms 2015-
2018, verfolgt das Ziel des langerfristigen Haushaltsausgleichs. Die dazu flihrenden Mas-
snahmen wurden aufgrund eines einheitlichen Konzepts entwickelt und bewusst aufei-
nander abgestimmt. Ferner wurde der Ausgewogenheit der Belastungen bzw. der ,Op-
fersymmetrie” besondere Beachtung geschenkt; die Entlastung muss von allen getragen
werden (vgl. Entwurf vom 14.10.2015 des Berichts und Antrags des Regierungsrats
[= Botschaft], S. 5, 9 f., 90). Erfolgreiche Sparvorlagen setzen sich auch nach Ansicht
des Bundesgerichts haufig aus einer Vielzahl von Massnahmen zusammen, die fur sich
allein nur wenig zur Erreichung des gesetzten Haushaltzieles beitragen kdnnen. Solche
Sammelvorlagen beruhten regelmaéssig in einem gewissen Masse auf einer Opfersym-
metrie, die durch das Herausbrechen einzelner Massnahmen gestort werde, was die
Vorlage insgesamt in Frage stellen kdnne (BGE 1P.414/1999 E. 6). Dies darf auch hier
angenommen werden. Wenn gemass Praxis zudem mehrere Kreditbegehren zusam-
mengefasst werden diirfen, weil dies erlaubt, alle Teile des Kantons und alle Glieder der
Bevolkerung in gleicher Weise an der allgemeinen Wohlfahrt teilnehmen zu lassen
(BGE 105 la 80 E. 7c; BGE 99 la 184), kann dieser Gleichbehandlungsgedanke mit gu-
tem Grund auch (oder erst recht) flr die hier relevanten Belastungen und Einbussen der
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Beteiligten angefiihrt werden. Es diirften unter diesem Aspekt auch sozialpolitische
Griinde fur die Zusammenfassung zu einer Vorlage sprechen, welche gemass Literatur
fir die Einheit der Materie sprechen (PIERRE TSCHANNEN, in: Bernhard Waldmann et al.,
Basler Kommentar zur Bundesverfassung, 1. Aufl. 2015, Art. 34 N 43). Zudem ist die
Frage der gleichméssigen Anordnung von Einschrdnkungen durchaus geeignet, den
Stimmblrger in seinem Abstimmungsverhalten zu beeinflussen, wobei das Gleichbe-
handlungsziel und ein entsprechender Abstimmungswille bei getrennten Abstimmungen
nicht in derselben Weise durchschlagen kdnnen. Angesichts der Zahl der vorgesehen
Massnahmen diirfte eine einheitliche Vorlage auch der Ubersichtlichkeit dienen, welche
wiederum einer einfacheren politischen Willensbildung dient und der Gefahr einer gewis-
sen ,Verzettelung® vorbeugt. Der Grundsatz der sparsamen und wirtschaftlichen Haus-
haltsfiihrung und der mittelfristige Rechnungsausgleich ist im Kanton Zug auch ein ge-
setzlich verankertes Ziel (§ 2 des Gesetzes lber den Finanzhaushalt des Kantons und
der Gemeinden vom 31. August 2006 (Finanzhaushaltgesetz; BGS 611.1). Dabei darf
als ausgewiesen gelten, dass sich der Kanton Zug wie viele Kantone in siner vergleichs-
weise angespannten Finanzlage befindet und ein Ungleichgewicht des Haushalts mehr
droht als noch vor einigen Jahren. Die Rechnung 2014 schliesst mit 139 Millionen Fran-
ken im Minus ab. Das Budget 2015 weist ein Defizit von 129 Millionen Franken auf. Die
Finanzaussichten zeigen, dass die Tendenz in den nachsten Jahren anhalten kénnte.
Griinde dafiir sind unter anderem die steigende Belastung durch den Nationalen Finanz-
ausgleich (NFA) sowie konjunkturell bedingt sinkende Steuereinnahmen (Botschaft,
S.6). Auch diese Finanzlage spricht in Anlehnung an die erwahnte Praxis
(BGE 1P.414/1999 E. 5b) fir eine zulassige Verkniipfung der unterschiedlichen Geset-
zesénderungen.

Der Grossteil der vorgesehenen Ausgabenkirzungen, Mehreinnahmen und Umfinanzie-
rungen sowie die héhere Beteiligung der Gemeinden (Botschaft, S. 15 - 91) dienen un-
mittelbar der Entlastung des Finanzhaushalts. Ernsthafte Zweifel diesbezliglich bestehen
nur fir die Massnahme 3.16b mit dem Titel ,Kantonale Mittelschulen: starkere Steue-
rung/Selektion bei den Ubertrittsverfahren® (Botschaft, S. 31 f.). Durch Anderung des Ge-
setzes Uber die kantonalen Schulen vom 27. September 1990 (BGS 414.11) sollen dem
Regierungsrat Steuerbefugnisse im Zusammenhang mit Ubertritten an die kantonalen
Mittelschulen eingerdumt werden. Er kann kiinftig (politisch umstrittene) Zugangsbe-
schréankungen zu einzelnen Ausbildungsangeboten erlassen. Die finanziellen Auswirkun-
gen der Massnahme seien gemass Botschaft schwer abschétzbar und entfalteten ihren
Effekt in Abhangigkeit von anderen Massnahmen (insb. der Erhéhung der Kiassengros-
sen). Aus gebotener Vorsicht fragt sich deshalb, ob diese Gesetzesanderung — wohl
auch aufgrund ihrer Wichtigkeit — besser gesondert zur Abstimmung gebracht werden
solite. Mit Blick auf die Rechtsprechung (BGE 1P.414/1999) ist zwar nicht sicher, aber
denkbar, dass das Bundesgericht einzelne Massnahmen mit nur mittelbaren Auswirkun-
gen auf den Finanzhaushalt akzeptieren wiirde. Zumindest ist das Entlastungspotential
in der Botschaft nachvoliziehbar und ein umfassendes Finanzpaket kann kaum nur un-
mittelbar wirksame Vorkehren enthalten. Im erwahnten Urteil hat das Bundesgericht fur
die Aufnahme einer Kompetenzverschiebung (EDV-Grundbuch / Reorganisation Grund-
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buchwesen) ins Finanzpaket angefiihrt, dass die Gesetzesanderungen nach dem erklar-
ten Willen des (aargauischen) Regierungsrats einen wichtigen Schritt im Hinblick auf eine
rationellere Aufgabenerfiillung darstellen, was mittel- und langfristig zu Einsparungen
fihren solle (BGE a.a.O. E. 7a). Eine entsprechende Erlauterung in der Botschaft ist
daher auch hier zu empfehlen, wenn die Massnahme im Paket belassen wird.

Insgesamt diirfte die Aufnahme der vorgesehenen Gesetzesanderungen in eine einheit-
liche Finanzvorlage mit Blick auf BGE 1P.414/1999 den Ermessensspielraum der Behor-
den nicht sprengen.

Konzessionsgebiihren fiir Wassernutzung im Besonderen

In der Vernehmlassung problematisiert wurde die Einheit der Materie anlasslich der Er-
hhung der Konzessionsgebiihren fiir die Wassernutzung und die damit verbundene An-
derung des Gesetzes Ulber die Gebiihren fiir besondere Inanspruchnahmen von 6ffentli-
chen Gewassern (Gewassergebiihrentarif) vom 29. Januar 2004 (BGS 731.2; vgl. dazu
Entwurf vom 14.10.2015 des Berichts und Antrags des Regierungsrats [= Botschaft],
S. 40 f.; Auswertung externe Vernehmlassung, S. 163 f.). Es ist allerdings nicht entschei-
dend, dass es sich um eine Massnahme handelt, welche zu Mehreinnahmen fiihrt und
die Einnahmeseite betrifft. In BGE 1P.414/1999 hat das Bundesgericht den Standpunkt
eingenommen, dass unter den genannten Bedingungen (vorne, Rz. 8) die Verkniipfung
unterschiedlicher Gesetzesanderungen fur die Senkung von Ausgaben ,und/oder die Er-
h&hung von Einnahmen"” gerechtfertigt sein kann (E. 5b). Konkret hat es fiir den Kanton
Aargau entschieden, dass die Erhdhung des Handénderungssteuersatzes ,ohne weite-
res in ein Finanzpaket aufgenommen werden“ kdnne, weil sie voraussichtlich zu Mehr-
einnahmen flihre (E. 7b). Die Konzessionsgebithrenerhdhung dient ebenso wie eine
Sparmassnahme unmittelbar dem [angerfristigen Entlastungsziel, dem eine ,Gesamt-
rechnung®“ am besten dient. Auch das erwéhnte Ziel einer Gesamtbewertung der gleich-
massigen Belastung aller Beteiligten kann zumindest mittelbar angefiihrt werden, indem
Geblhrenerhdhungen wie Sparmassnahmen fiir Einzelne zu einer Beeintrachtigung
{Mehrbelastung) fihren. Insofern kann mit Blick auf die in BGE 1P.414/1999 eingeschla-
gene Praxis festgehalten werden, dass eine kombinierte Vorlage unter Einschluss der
Konzessionsgebiihren vor dem verfassungsmassigen Grundsatz der Einheit der Materie
standhalt.

Ein Problem sah das Bundesgericht aber darin, dass der Abgabensatz zugleich fiir einen
Spezialtatbestand (Umstrukturierung von Unternehmen) gesenkt wurde (Mindereinnah-
men). Weil nicht substantiiert bestritten wurde, dass sich die Senkung unter dem Titel
der Wirtschaftsférderung auf lange Sicht mdglicherweise positiv auf den Finanzhaushalt
auswirken konne, tolerierte es die Aufnahme in das Finanzpaket ,als eigentlichen Grenz-
fall* (BGE a.a.O. E. 7b). Die Zusammenfiihrung von Gesetzesanderungen ohne Bezug-
nahme auf das Sparziel ist demnach zu vermeiden.
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Zusammengefasstes Ergebnis und Vorbehalt (Fragen Nr. 1 bis 3)

Die Fragen 1 bis 3 kdnnen mit Blick auf den Grundsatz der Einheit der Materie demnach
wie folgt beantwortet werden: Gestiitzt auf die in BGE 1P.414/1999 eingeschlagene Pra-
xis des Bundesgerichts ist es grundsétzlich zulassig, den Rahmenbeschluss flir Geset-
zesanderungen (Entlastungsprogramm 2015-2018, Paket 2) im Sinne einer einheitlichen
Sachvorlage zur Abstimmung zu bringen. Ebenso ist es zulassig, die einzelnen Geset-
zesanderungen den Stimmbirgern einzeln vorzulegen (das Trennungsverbot ist nicht
tangiert). Daraus ist zu schliessen, dass auch eine kombinierte L6sung im Sinne der Fra-
gestellung méglich ist.

Als Vorbehalt ist aber darauf hinzuweisen, dass das Urteil 1P.414/1999 nicht in der amt-
lichen Sammlung publiziert ist. Es |asst sich nicht von einer gefestigten Praxis sprechen.
In der Literatur finden sich teilweise kritische Stimmen, die den Entscheid fir zu weitge-
hend halten (sishe HANGARTNER/KLEY, a.a.0., N 2525b, PETER KARLEN, Bemerkungen
zum Entscheid in Pra 2000 Nr. 91, 555 a.E.). Trennscharfe Konturen, wann genau bei
Vorlagen mit Querschnittfunktion die Stimmbiirger in eine Zwangslage versetzt werden,
so dass ihnen keine freie Wahl mehr zwischen den einzelnen Teilen verbleibt
(BGE 1C_103/2010 E. 3.4.2), haben sich noch nicht herausgebildet. Ein Finanzpaket der
vorliegenden Dimension und Massnahmenvielzahl hat das Bundesgericht noch nie be-
urteilt. Aus dieser Sicht ist deshalb das im Erlasstext (Spezial-Synopse) vom 14. Okto-
ber 2015, S. 43 f., Ziffer IV.A (Fakultatives Referendum auch gegen einzelne Erlasse des
Rahmenbeschiusses) und in Ziff. 13 des Entwurfs vom 14. Oktober 2015 des Berichts
und Antrags des Regierungsrats (Botschaft, S. 90) vorgesehene Verfahren bezlglich
Abstimmungsfragen zu empfehlen, weil es dazu beitragt, der Stimmbirgerschaft die
Wahlfreiheit hinsichtlich der einzelnen Gesetzes&nderungen zu gewahrleisten. Es ver-
bleibt aber ein gewisses Restrisiko fiir den Fall, dass gegen den Rahmenbeschluss ins-
gesamt das Referendum ergriffen wiirde. Dieses Restrisiko liesse sich nur dann mit ab-
soluter Sicherheit vermeiden, wenn dem Stimmvolk auch in diesem Fall alle Gesetzes-
anderungen einzeln am gleichen Abstimmungsdatum vorgelegt wiirden.

Bedeutung von § 34 Abs. 6 KV fiir die Einheit der Materie (Frage 4)

Dem Kantonsrat steht geméss § 34 Abs. 6 KV das Recht zu, ein Gesetz oder einen
Beschluss in seiner Gesamtheit oder nach Sachgebieten getrennt zur Abstimmung vor-
zulegen. Die Bestimmung ist fiir die vorliegende Frage der Zulassigkeit einer einheitli-
chen Abstimmungsvorlage (Einheit der Materie) aus folgendem Grund irrelevant:

§ 34 Abs. 6 KV darf als Norm des kantonalen Rechts dem Bundesrecht nicht widerspre-
chen (Art. 49 Abs. 1 BV). Die Norm ist daher nicht geeignet, die bundesrechtlichen
Grundsatze nach Art. 34 Abs. 2 BV zu derogieren bzw. abzuandern. Ein Recht des kan-
tonalen Parlaments zur einheitlichen Abstimmung entgegen diesen Grundsatzen l&sst
sich aus § 34 Abs. 6 KV nicht ableiten. Dagegen darf das kantonale Recht die bundes-
verfassungsrechtlichen Mindestanforderungen zur Frage der Zusammenlegung oder
Trennung von Ausgaben préazisieren oder dariiber hinausgehen, d.h. den Ermessens-
spielraum der Behdrden weiter einschranken (BGE 1P.123/2002 E. 3.2
BGE 1P.563/2001 E. 2.1 in: ZBI 2002, 537). Diesbezlglich ist § 34 Abs. 6 KV aber nichts
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zu entnehmen. Es bleibt damit bei den vorstehenden Ausfiihrungen zum Grundsatz der
Einheit der Materie (siehe vorne, Rz. 4 ff.).

§ 34 Abs. 6 KV als gesetzliche Handlungsgrundlage fiir den Kantonsrat (Frage 5)

Eine Grundlage auf Gesetzesebene fir das Handeln des Kantonsrats ist insofern nicht
erforderlich, als mit § 34 Abs. 6 KV eine verfassungsrechtliche Handlungsgrundlage fiir
die Vereinigung und Trennung von Sachvorlagen in Frage kommt. Danach steht dem
Kantonsrat das Recht zu, ein Gesetz oder einen Beschluss in seiner Gesamtheit oder
nach Sachgebieten getrennt zur Abstimmung zu bringen. Der Wortlaut gibt zwar keinen
Aufschluss, ob ein Rahmenbeschluss verbunden mit den einzelnen Teilen zur Abstim-
mung (sog. Kombinierte Vorlage) gebracht werden darf. Insoweit ist die Norm ausle-
gungsbedirftig. Sowohl eine Auslegung nach ihrem Sinn und Zweck als auch ihre sys-
tematische Interpretation sprechen aber dafir, sie im Zusammenhang mit Rahmenbe-
schlussen auch auf kombinierte Vorlagen anzuwenden. Der Normsinn diirfte gerade da-
rin bestehen, dass die Stimmbirgerschaft inren Willen unverfalscht zum Ausdruck brin-
gen kann. Dazu gehort auch, dass den Stimmberechtigten eine mdglichst differenzierte
Ausdrucksweise ihres Willens ermdglicht wird. Es ist davon auszugehen, dass der Ver-
fassungsgeber — hatte er diese Mdglichkeit damals bereits erkannt — diesen Fall nicht
ausschliessen wollte. Dies zeigt im Ubrigen auch die Formulierung von § 36 Abs. 2 KV,
wonach der Gesetzgeber beauftragt wird, das Verfahren im Sinne einer moglichst gros-
sen Erleichterung der Stimmabgabe zu regein. Es sind somit keine Indizien dafiir ersicht-
lich, dass Abs. 6 im Verhaltnis zu § 34 Abs. 1 KV auf eine bewusst engere Aufzdhlung
der referendumsféhigen Entscheidungen abzielt. Aus den historische Materialien ergibt
sich ebenfalls keine andere Auslegung (vgl. 1. Lesung KR, 26.04.1990, S. 7). Es darf
daher angenommen werden, dass § 34 Abs. 6 KV dem Kantonsrat als rechtliche Kom-
petenzgrundlage einer einheitlichen Sachvorlage zur Verfiigung steht. Dies wilirde auch
einer verfassungsorientierten Betrachtung entsprechen (vgl. Art. 34 Abs. 2 BV).

Bedeutung des Unterschriftenquorums nach § 34 KV (Frage 6)

Soweit eine einheitliche Abstimmungsvorlage mit Blick auf den Grundsatz der Einheit der
Materie zuléssig ist, wird durch sie auch das Unterschriftenquorum von 1500 Stimmbe-
rechtigten nach § 34 KV nicht untergraben. Stiinde es einer ansonsten zul&ssigen Zu-
sammenlegung von einzelnen Vorlagen entgegen, dass fur sie bei getrennter Abstim-
mung je gesonderte Unterschriftenquoren erreicht werden miissten, wére eine einheitli-
che Vorlage kaum je zuldssig. Insofern wirde die Berlcksichtigung der Quoren bei Re-
ferenden den Grundsatz der Einheit der Materie seines Sinns woh! entleeren. Es kann
demnach nicht massgeblich, sein dass bei einer Einheitsvorlage das Unterschriftenquo-
rum allenfalls leichter zustande kommt. Eine Umgehung des Referendums liegt nur dann
vor, wenn ein einheitlicher Gegenstand kiinstlich in einzelne, flr sich dem Referendum
nicht unterstehende Teilstiicke aufgeteilt wird, mit dem Ziel, den Gegenstand dem Refe-
rendum zu entziehen (BGE 1C_283/2010 E. 3.2). Dies ist vorliegend und mit Blick auf
die beabsichtigte Vorgehensweise (Referendumsmaglichkeit sowoh! gegen den Rah-
menbeschluss als auch gegen einzelne Gesetzesénderungen) nicht der Fall.
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Dem steht auch der Blick in die bundesgerichtliche Praxis nicht entgegen: Das Bundes-
gericht hat die Thematik der einheitlichen oder gesonderten Unterschriftensammlung nur
bei Initiativen beriicksichtigt, und zwar in Bezug darauf, dass bei der Konkretisierung des
Grundsatzes der Einheit der Materie an eine behordliche Vorlage weniger strenge Anfor-
derungen als an ein Volksbegehren zu stellen sind. Der Grund dafir liege gerade darin,
dass es bei Initiativen — neben der in beiden Fallen angestrebten Gewahrleistung des
politischen Stimmrechts — zusétzlich darum geht, die missbrauchliche Ausiibung des Ini-
tiativrechts zu verhindern, da die Vereinigung mehrerer Postulate die Unterschriften-
sammlung (iberméssig erleichtert (BGE 111 la 196 E. 2b; BGE 99 la 182 E. 3b). In der
Literatur wird teils daftir pladiert, das Erfordernis der Einheit der Materie und das Unter-
schriftenquorum klar auseinanderzuhalten (so ROBERT HURST, Der Grundsatz der Einheit
der Materie, Zirich 2002, S. 23).

VERFAHREN BETREFFEND REFERENDUM (FRAGEN NR. 7-11)
Rechtliche Beurteilung der Abstimmungsfragen und Grafiken (Frage 7 u. 8)
Abstimmungsfragen Nr. 1 bis 3

Aus rechtlicher Sicht sind die Abstimmungsfragen Nr. 1 bis 3 in Ziffer 13 der (unfertigen)
Botschaft vom 14. Oktober 2015 (S. 94 ff.) grundsétzlich nicht zu beanstanden. Insbe-
sondere konnen die Stimmberechtigten die Fragen unabhé&ngig voneinander beantwor-
ten und ihren Willen unverfélscht zum Ausdruck bringen (Art. 34 Abs. 2 BV).

Die Auswertungshilfen (,Grafiken) erscheinen als wertvolle Erklarungshilfe fiir die
Stimmbirgerschaft und sollten zur Klarheit unbedingt beibehalten werden. Der Begriff
.Doppel-Ja” kénnte auch in der Grafik noch genauer definiert werden.

Fiir die Konstellation, dass der Rahmenbeschluss grundsétzlich angenommen, das Volk
sich aber gegen einzelne Gesetzesvorlagen wendet (,fallt aus dem Rahmenbeschluss
hinaus”; siehe Abstimmungsfragen Nr. 3), ware aber noch zu klaren, wie die Behdrden
bezliglich dem (nun verénderten) Rahmenbeschluss verfahren miissen. Soll der Kan-
tonsrat nicht mehr tatig werden miissen, wére eine Kompetenznorm im Rahmenbe-
schluss denkbar, wonach der Regierungsrat zum geeigneten Vorgehen erméchtigt wird.

Abstimmungsfragen Nr. 4

Kompetenznorm

Die Ausfiihrungen unter Rz. 23 gelten auch fiir die Abstimmungsfragen Nr. 4.
Empfehiung von Stichfragen

Die Abstimmungsfragen Nr. 4 betreffen die Konstellation, dass das Referendum sowohl
gegen den Rahmenbeschluss insgesamt als auch gegen einen oder mehrere Einzeler-
lasse ergriffen wird. Nicht zuletzt mit Blick auf die Opfersymmetrie der Vorlage ist denk-
bar, dass die Stimmberechtigten abhéngig vom Ausgang der Abstimmung {iber einzelne
Gesetzesénderungen insgesamt eine Neubeurteilung des Finanzpakets wollen. Bei-
spielsweise kann man trotz grundsatzlicher Zustimmung zum Rahmenbeschluss diesen
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ablehnen wollen, wenn er ohne die (vom Volk abgelehnte) Anderung eines einzelnen
Gesetzes in Kraft treten soll. Umgekehrt kann man, sofern der Rahmenbeschluss abge-
lehnt wird, die (ansonsten befiirwortete) Anderung eines einzelnen Gesetzes ablehnen
wollen, weil man z.B. eine Sparmassnahme in einem einzelnen Bereich als ungerecht
empfindet. Um nicht mit dem verfassungsrechtlichen Anspruch der Stimmberechtigten
auf unverfalschte Willenskundgabe (Art. 34 Abs. 2 BV) in Konflikt zu geraten, sind des-
halb Stichfragen in Erganzung zu Ziff. 4.1 mit Blick auf diese Konstellationen vorsichts-
halber zu empfehlen. Sie kdnnten (unter entsprechender Anderung auch der Grafiken)
wie folgt lauten:

- Wollen Sie den Rahmenbeschluss fiir Gesetzesadnderungen Entlastungsprogramm
2015 — 2018 annehmen, falls die Gesetzesanderung X abgelehnt wird?

- Wollen Sie die Gesetzesanderung X annehmen, falls der Rahmenbeschluss in seiner
Gesamtheit abgeiehnt wird?

Vereinbarkeit mit § 28 WAG

Prifenswert scheint ferner, ob § 28 des Gesetzes Uber die Wahlen und Abstimmungen
vom 28. September 2006 (Wahl- und Abstimmungsgesetz, WAG; BGS 131.1) den Ab-
stimmungsfragen entgegensteht. Die Bestimmung halt zu Abstimmungen fest, dass den
Stimmberechtigten zur selben Sache Varianten unterbreitet werden kénnen, aber héchs-
tens zwei Varianten zulassig sind. Dabei ist § 27 WAG betreffend Abstimmungen lber
Initiativen mit Gegenvorschlag sinngeméass anwendbar. Dieser Verweis legt nahe, dass
mit ,Varianten" mehrere gleichwertige Alternativen zu derselben Frage gemeint sind, die
sich gegenseitig ausschliessen (,a oder b*). Dies trifft jedoch im Verhaltnis der einzelnen
Gesetzesénderungen im Rahmenpaket gerade nicht zu. Die Abstimmungsfragen Nr. 2
und 3 sind daher unproblematisch. Mit Blick auf die Abstimmungsfragen Nr. 4 besteht im
Verhaltnis zwischen dem gesamten Rahmenbeschluss und den einzelnen Teilfragen
(Gesetzesanderungen) insofern ein Ausschlussverhaltnis, als nur entweder der unveran-
derte oder (teilweise) reduzierte Rahmenbeschluss angenommen werden kann. Es han-
delt sich aber um einzelne, von der (ibrigen Materie getrennt abstimmungsfahige Teilfra-
gen von untergeordneter Bedeutung, welche gemass beabsichtigter Vorgehensweise
einzeln dem Referendum unterliegen. Es handelt sich mit anderen Worten um eine Teil-
und keine Variantenabstimmung. Variantenabstimmungen sind aber mdglich, wenn die
vorne in Rz 25 vorgeschlagenen Stichfragen zur Abstimmung kommen. Bei insgesamt
nur zwei Abstimmungsfragen kénnte aber der Abstimmungswille angesichts der Mass-
nahmenvielzahl nicht differenziert und unverfalscht ausgedriickt werden, was mit der
Bundesverfassung in Konflikt geriete (siehe Art. 34 Abs. 2 BV). Daher scheint die Ansicht
vertretbar, dass der gesetzliche Verweis auf den Abstimmungsmodus bei Initiativen mit
Gegenvorschlag (§ 27 WAG) hier nicht sachgerecht ist und es nicht dem Willen des Ge-
setzgebers entspricht, den Rahmenbeschluss insgesamt als ,dieselbe Sache" im Sinne
von § 28 WAG mit nur zwei zuldssigen Varianten zu betrachten. Immerhin durfte der
Normzweck von § 28 WAG in der Gewahrleistung der Ubersichtlichkeit und Klarheit von
Abstimmungsvorlagen liegen, weshalb fiir die Fragen in Ziff. 13.4 (bei mehr als zwei Ab-
stimmungsoptionen) ein Restrisiko verbleibt.
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zu Nr. 6.16e "Einfiihrung Schiffssteuer

Vergleich Motorfahrzeugsteuer Kanton Zug

Personenwagen:
Grundbetrag
Zuschlag

Beispiele:

VW Polo
VW Golf GTI
Porsche Cayenne Turbo S

Berechnung Steuerertrag:

Steuerbetrag fiir Lange
Steuerbetrag fiir Leistung

Bestand Schiffe im Kt. Zug nach Schiffsarten

(vgl. Vorlage S. 55)

1249 Motorschiffe (Verbrennung)
19 Motorschiffe (Elektro)
266 Segelschiffe Verbrennungsmotor
32 Segelschiffe Elektromotor
355 Segelschiffe ohne Motor
1921 immatrikulierte Schiffe total

Total Steuerertrag (bei aktuellem Bestand

Beispiele Besteuerung Schiffe nach Typen:
(Bsp. gleich wie Abklarungsauftr. 4, Tabelle 2; vgl. Zeile)

Zeile 4 Segelschiff

Zeile 6 Segelschiff

Zeile 9 Motorboot (kl. Sportboot, Aussenborder)
Zeile 10 Motorboot (einfaches Wasserskiboot)

Zeile 12 Motorboot (Kabinenboot; Wakeboardboot)

100.00 pro Kalenderjahr

11.50 pro 100 ccm

ccm

999

1984

4806

Ldnge  Leistung
indm in kW
(Durchschn.=DS) (DS)
55 67

49 6

74 5

69 1

48 0

der Schiffe im Kanton Zug)

dm kw
80 11.2
111 22
62 86
68 164
85 328

"1" = teuerster
Kanton

"23" = glinstigster
Kanton

Steuer PS kW 0-100 km/h max Preis CHF
215.00 95 70 10.5s 191 km/h 22'000
328.00 220 162 6.5s 244 km/h 45'000
653.00 570 419 4.1s 284 km/h 203'000

Vorschlag Regierungsrat: Alternative A:
1.00 CHF prodm 1.00 CHF prodm
6.00 CHF pro kW 4.00 CHF pro kW
Steuer Steuer Steuer- Anteil Steuer Steuer-
je Schiff (DS)  je Schiff (DS)  einnnahmen je Schiff (DS)  einnnahmen
kalkuliert ~ Vorlage S. 55 total kalkuliert total

457.00 456.30 569'918.70 92.0% 323.00 403'427.00

67.00 83.01 1'577.19 0.3% 61.00 1'159.00
104.00 106.33 28'283.78 4.6% 94.00 25'004.00
72.00 74.93 2'397.76 0.4% 71.00 2'272.00
48.00 48.01 17'043.55 2.8% 48.00 17'040.00
619'220.98 100.0% 448'902.00

Steuer (RR) # Kanton +%zuZH  +%zu UR Steuer (A) # Kanton

152.00 4 +111% +130% 128.00 9
243.00 9 +90% +113% 199.00 11
578.00 5 +75% +101% 406.00 12

1'052.00 5 +56% +102% 724.00 13
2'053.00 6 +28% +102% 1'397.00 15

Vergleich zu ZH & UR
(x % teurer als)

(AlLAR,JU: keine Seen
und keine grosse Fliisse)

Beilage 4

22. Januar 2016

Alternative B:
1.00 CHF prodm
3.00 CHF pro kW

Steuer Steuer-
je Schiff (DS)  einnnahmen
kalkuliert total
256.00 319'744.00
58.00 1'102.00
89.00 23'674.00
70.50 2'256.00
48.00 17'040.00
363'816.00
Steuer (B) #Kanton
116.00 10
177.00 12
320.00 17
560.00 17
1'069.00 17


sidd
Schreibmaschinentext
Beilage 4
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Textfeld





Abklarungsauftrag 3
Der RR hat dazu noch keinen Beschluss gefasst
Kanton Zug

Beilage 5

Verordnung
zum Fundraising im Kanton Zug
(Fundraising-Verordnung)

VVom unbekannt (Stand unbekannt)

Der Regierungsrat des Kantons Zug,

gestitzt auf § 7 Abs. 1 des Gesetzes Uber die Organisation der Staatsverwal -
tung (Organisationsgesetz) vom 29. Oktober 1998Y, auf § 35 Abs. 1 und
Abs. 2 Bst. a sowie § 37a des Gesetzes Uber den Finanzhaushat des
Kantons und der Gemeinden (Finanzhaushaltgesetz) vom 31. August 20062,

beschliesst:

1. Allgemeine Bestimmungen

§1 Begriffe

1 Der Begriff «Kanton» wird in dieser Verordnung als Sammel begriff fir die
Staatsverwaltung, die Direktionen und die Staatskanzlei, Amter und Abtei-
lungen sowie die kantonalen Anstalten und kantonalen Schulen verwen-
det, mit Ausnahme des Kantonsspitals, der Gerichte, der Datenschutzstelle
sowie der Ombudsstelle.

2 Unter Fundraising werden aktive Bemihungen des Kantons Zug um Un-
terstiitzung namentlich fir Projekte, Infrastruktur oder Veranstaltungen
durch Privatpersonen, Organisationen (Stiftungen, Verbénde u.d.) oder Un-
ternehmen in Form von Geld-, Sach- oder Dienstleistungen verstanden.

3 Sponsoring bezeichnet Zuwendungen in Form von Geld, Sachmitteln oder
Dienstleistungen von Unternehmen oder Personen, fur welche der Kanton
Zug eine Gegenleistung erbringt.

4 Spenden, Gonnerbeitrage, Donationen, Schenkungen oder Legate sind Zu-
wendungen von Privatpersonen, Organisationen oder Unternehmen, fir
welche der Kanton Zug keine Gegenleistung erbringt.

Y BGS153.1
2 BGS611.1


https://bgs.zg.ch/data/153.1/de
https://bgs.zg.ch/data/611.1/de
rarc
Schreibmaschinentext

rarc
Schreibmaschinentext

rarc
Schreibmaschinentext
                                             Abklärungsauftrag 3
Der RR hat dazu noch keinen Beschluss gefasst

rarc
Schreibmaschinentext

rarc
Schreibmaschinentext

sidd
Schreibmaschinentext

sidd
Schreibmaschinentext
Beilage 5

sidd
Textfeld


5 Nicht Gegenstand dieser Verordnung sind Zuwendungen, um welche sich
der Kanton nicht aktiv bemtiht, sowie kompetitiv erreichte Drittmittel.

§ 2 Geltungsbereich

1 Diese Verordnung regelt die Annahme von privaten Drittmitteln durch den
Kanton Zug mit dem Ziel, ein aktives Fundraising zur Beschaffung von fi-
nanziellen oder geldwerten Mitteln betreiben zu kénnen.

§3 Zweck der Mittelbeschaffung
1 Das Fundraising bezweckt in Erganzung zur 6ffentlichen Finanzierung die

Erhohung der finanziellen Mdglichkeiten und des Handlungsspielraums des
Kantons Zug bei der Erflllung seiner Aufgaben.

§4 Autonomiewahrung
1 Der Kanton Zug wahrt beim Fundraising seine Autonomie.

2. Grundsitze

8§85 Partnerschaften und Aktivitéten

1 Fundraisingpartnerschaften richten sich nach den Zielen sowie rechtlichen
Vorgaben des Kantons Zug.

2 Im Rahmen von Fundraisingaktivitéten schafft und pflegt der Kanton Zug
Kontakte zu Vertreterinnen und Vertretern von Wirtschaft, Gesellschaft und
Kultur. Fundraisingaktivitdten werden nicht generell auf bestimmte wirt-
schaftliche Branchen beschrénkt. Die Direktionen und die Staatskanzlei,
Amter oder Abteilungen des Kantons Zug kénnen jedoch fur sich Branchen
ausschliessen, sofern eine Zusammenarbeit ihre Unabhangigkeit oder
Glaubwiirdigkeit gefahrden wiirde.

3 Das Fundraising darf den Betrieb des Kantons Zug nicht beeintréchtigen.
Es darf insbesondere den politischen Zielsetzungen und Vorgaben nicht wi-
dersprechen.

4 Fur das Verbot der Annahme von Geschenken gilt § 28%@ des Gesetzes
Uber das Arbeitsverhaltnis des Staatspersonal sb.

) BGS154.21
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86 Grundrechte

1 Die Grundrechte dirfen durch Fundraisingpartnerschaften nicht beein-
trachtigt werden. Insbesondere sind die freie Meinungsbildung sowie der
Handlungsfreiraum des Kantons Zug beziiglich Strategie, Organisation und
Wahl der Mitarbeitenden zu gewéhrleisten.

§7 Reputation und Glaubwrdigkeit

1 Die Reputation und die Glaubwurdigkeit des Kantons Zug durfen durch
die Annahmen von Spenden oder durch Sponsoring nicht beeintrachtigt
werden.

3. Rahmenbedingungen und Vorgehen

§8 Konzept

1 Der Abschluss eines Fundraisingvertrags setzt ein schriftliches Konzept

voraus, wobei folgende Risikofaktoren vorgangig zu beurteilen sind:

a)  Einvernehmlichkeit mit den politischen Zielsetzungen und Vorgaben;

b)  Einvernehmlichkeit mit den Aufgaben und Zielsetzungen der zustén-
digen Behorde;

¢) Auswirkungen auf das Ansehen der zustandigen Behdrde und der 6f-
fentlichen Verwaltung in der Bevélkerung;

d) Einflussnahme auf Entscheidungstréger;

e) Gefahr der Schaffung von Abhéngigkeitsverhaltnissen;

f)  Gefahr von Bestechlichkeits- und Vorteilsannahmetatbestéanden;

g) Wettbewerbsneutralitdt bei der Vergabe;

h)  Produktebindung oder Bindung im Hinblick auf Folgebeschaffungen;

i)  Folgekosten.

§9 Annahme von Zuwendungen

1 Der Kanton Zug arbeitet nur mit Fundraisingpartnern zusammen, die zur
Erreichung ihrer Ziele legale Mittel und Wege einsetzen. Er ist zur Annah-
me von Zuwendungen nicht verpflichtet und kann diese ohne Angabe von
Griunden ablehnen. Anonyme Zuwendungen sind in jedem Fall abzulehnen.
2 Die Zustandigkeiten fir die Annahme von Zuwendungen richten sich nach
der Verordnung Uber die Zeichnungs- und Anweisungsberechtigung®, wobei
fur die Unterschriftsberechtigung betreffend Hohe der Zuwendungen die
Betrage der Ausgaben gelten.

Y BGS1537


https://bgs.zg.ch/data/153.7/de

3 Niemand darf verpflichtet werden, an Fundraising-Aktivitaten teilzuneh-
men.

§ 10 Mittel herkunft

1 Zur Prifung der Herkunft von zur Verfligung gestellten Mitteln kénnen ex-
terne Gutachten eingeholt werden. Eine Priifung der Herkunft der zur Verfu-
gung gestellten Mittel ist bei einer Summe ab 1 Million Franken zwingend.

§ 11 Bedingungen und Auflagen

1 Mit Bedingungen oder Auflagen verbundene Zuwendungen dirfen nur
dann angenommen werden, wenn die Bedingungen oder Auflagen mit der
Souverdnitdt des Kantons Zug in Einklang stehen. Die Donatoren und Spon-
soren legen dabel Ziel und Zweck von Bedingungen und Auflagen schrift-
lich dar, wobei bei Sponsoren die Gegenleistungen genau zu bezeichnen
sind.

2 Es durfen keinerlel Vortelle zugesagt oder in Aussicht gestellt und keine
Nebenabreden getroffen werden, die Gber das schriftlich Festgelegte hinaus-
gehen.

3 Zuwendungen mit Folgeauftrégen (z.B. Beschaffungsauftrége, Umsatzge-
schéfte) sind ausgeschl ossen.

§ 12 Fundraisingobjekte

1 Das Fundraising erfolgt in der Regel projektbezogen.
2 Im Kanton Zug sind Zuwendungen insbesondere fiir folgende Fundraising-
objekte moglich:

a)  Gebaude;

b)  Ausstattung;

¢) Aus und Weiterbildungsangebote;

d)  Schulprojekte;

€)  Suchtpravention;

f)  Jugendférderung;

0) Kunst- und Kulturprojekte;

h)  Sportprojekte.



§ 13 Mittelverwendung

1 Die Verwendung der Mittel liegt in der Zusténdigkeit der Verantwortlichen
gemass der Verordnung Uber die Zeichnungs- und Anweisungsberechti-

gung?.

4. Leistungen des Kantons Zug

§ 14 Grundsétze

1 Der Kanton Zug begegnet seinen Fundraisingpartnerinnen und Fundrai-
singpartnern mit Respekt und Wertschétzung, verbunden mit einer dauerhaf -
ten und vertrauensvollen Kontaktpflege oder der gewlinschten Diskretion.

2Der Kanton Zug gewdhrleistet gegeniber den Fundraisingpartnerinnen
und Fundraisingpartnern Transparenz bel der Verwendung der Zuwendun-
gen. Er stellt den effektiven und sachgerechten Einsatz der Spenden und
Sponsoringbeitrage sicher.

3 Der Kanton Zug informiert ihre Fundraisingpartnerinnen und Fundraising-
partner regelméassig Uber den Fortgang der von ihnen unterstiitzten Projekte
oder Fundraisingobjekte.

4 Anderungen an einem Projekt bediirfen der Absprache mit der Fundrai-
singpartnerin bzw. dem Fundraisingpartner.

5 Der Kanton Zug macht keine Werbung fur Produkte von Partnerinnen oder
Partnern.

§ 15 Verdankungen
1 Zuwendungen werden schriftlich verdankt.

2 Namenspatenschaften oder die Namensgebung fir die Infrastruktur sind
erlaubt, wenn die Finanzierung mehrheitlich durch die Partnerin oder den
Partner erfolgt. Der Entscheid dartiber obliegt der Direktionsvorsteherin
oder dem Direktionsvorsteher.

3 Sponsoring und der Status von Sponsorinnen und Sponsoren (Exklusiv-,
Hauipt-, Co-Sponsor usw.) muss fiir die Offentlichkeit erkennbar sein. Be-
kanntmachungslei stungen fir Sponsorinnen und Sponsoren, welche lber die
Danksagung hinausgehen, sollen in einem ausgewogenen Verhdtnis zur
Unterstiitzungslei stung durch Sponsorinnen und Sponsoren stehen.

Y BGS1537


https://bgs.zg.ch/data/153.7/de

4 Verdankungen beziehen sich immer auf die Fundraisingpartnerin oder den
Fundraisingpartner und nicht auf deren bzw. dessen Produkte oder Dienst-
leistungen.

§ 16 Verwendung von Logos

! Verwendung und Abdruck von Logos der Fundraisingpartnerinnen und
-partner sowie des Kantons Zug sollen der jeweiligen Rolle in Grosse und
Platzierung entsprechen.

2 Logo-Présenz und schriftliche Erwahnung von Unternehmen ist nur ohne
werbliche Logo-Zusétze gestattet.

3 Die Nutzung des Logos des Kantons Zug durch Dritte ist vertraglich fest-
zulegen.

4 Das Corporate Design des Kantons Zug ist bei Drucksachen und Publika-
tionen unterstiitzter oder gesponserter Aktivitdten und Projekte zu beriick-
sichtigen.

5. Vertrage und Genehmigungspflichten

§ 17 Zustandigkeiten

1 Die Zustandigkeiten zum Abschluss von Fundraisingvereinbarungen rich-
ten sich nach der Verordnung uber die Zeichnungs- und Anweisungsberech-
tigung?.

§ 18 Vertragspflicht

1 Zuwendungen Uiber 10'000 Franken sowie mit Bedingungen oder Auflagen

versehene Zuwendungen bendtigen einen schriftlichen Fundraisingvertrag.

2 Die Vereinbarung gibt mindestens Auskunft Uber:

a) die Zweckbindung;

b)  den Umfang der Unterstiitzung und Bekanntmachungsleistungen be-
ziehungswei se L eistungen und Gegenleistungen;

c) die Einhaltung der vorliegenden Verordnung;

d) die Kommunikation mit der Offentlichkeit, insbesondere beziiglich
des Wortlauts sowie der wichtigsten Eckpfeiler hinsichtlich Leistung
und Gegenleistung;

e) diegeplante Dauer der Leistung bzw. des L eistungsaustausches;

f)  Zahlungsmodalitéten (Féalligkeiten, Raten, etc.);
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g) die Regelung bel vorzeitiger Vertragsbeendigung (Rickgewahrung
von Leistungen etc.).

3 Alle Vereinbarungen bedirfen der Genehmigung der Vorsteherin oder des

Vorstehers der zustdndigen Direktion und sind dem Regierungsrat zur

Kenntnis zu bringen.

§ 19 Ausgeschlossene Fundraisingpartnerinnen und -partner

1 Ausgeschlossen werden Fundraisingpartnerinnen und -partner aus folgen-
den Bereichen:

a.  politische Parteien;

b.  religitse Gruppen;

c.  Sucht- und Betdubungsmittel;

d. Gewalt/ Rassismus/ Pornographie;

e.  Sex/Erotik.
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Finanzdirektion

Kanton Zug

Abklarungsauftrag 3

Erlauternder Bericht der Finanzdirektion vom 4. Januar 2016
Vorentwurf der Verordnung zum Fundraising im Kanton Zug (Fundraising-Verordnung)

A. Allgemeines

Mit Beschluss vom 3. November 2015 hat der Regierungsrat unter anderem mit dem neuen

§ 37a des Gesetzes lUber den Finanzhaushalt des Kantons und der Gemeinden (Finanzhaus-
haltgesetz, FHG) vom 31. August 2006 (BGS 611.1) eine Bestimmung vorgeschlagen, welche
den Regierungsrat beauftragt, in einer Verordnung die Voraussetzungen fir Fundraising im
Kanton Zug zu regeln. Dieser neue Paragraf soll am 1. Januar 2017 in Kraft treten. Gestitzt
auf den Entwurf dieser Bestimmung wird deshalb ein Vorentwurf der «Verordnung zum Fundra-
ising im Kanton Zug (Fundraising-Verordnung)» vom 4. Januar 2016 vorgelegt.

Mit dieser neuen Verordnung sollen die Rahmenbedingungen geschaffen werden, um Fundrai-
sing im Kanton Zug zuzulassen. Eine Beschrankung auf Kultur- und allenfalls Bildungsprojekte
wird bewusst nicht vorgenommen, denn Fundraising-Projekte sind auch denkbar beispielsweise
im Bereich Suchtpravention oder Jugendférderung. Da Fundraising aufgrund der nétigen Un-
abhangigkeit des Kantons Zug heikel sein kdnnte, sind in der Verordnung entsprechende Re-
geln zu definieren.

Zeitlich war es nicht mdglich, vor diesem Vorentwurf der Finanzdirektion ein Mitberichtsverfah-
ren durchzufiihren. Die vorberatende kantonsratliche Kommission zum Entlastungsprogramm,
Paket 2, tagte bereits am 7. Dezember 2015 zum ersten Mal. Am 14. Januar 2016, 18. Januar
2016 und 25. Januar 2016 werden die ndchsten Sitzungen stattfinden. Die vorberatende Kom-
mission verlangte einen Entwurf der Fundraising-Verordnung. Nach der definitiven Schaffung
der gesetzlichen Grundlage von § 37a FHG ist fur die Fundraising-Verordnung aber das ordent-
liche Verfahren mit interner und externer Vernehmlassung durchzufiihren.

B. Vergleich mit anderen Kantonen

Nur wenige Kantone kennen bisher entsprechende Regelungen:

- Im Kanton Baselland bestehen «Leitlinien der Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion» (in Kraft
seit 1. April 2000), welche sich auf die fraglichen Bereiche beschranken.

- Der Kanton Luzern kennt ein «Reglement zum Fundraising der Hochschule Luzern, FH
Zentralschweiz» (SRL Nr. 520f). Dieses Reglement stitzt sich auf Art. 22 Unterabsatz k und
Art. 27 Absatz 1f der Zentralschweizer Fachhochschul-Vereinbarung vom 15. September
2011; es umfasst 19 Artikel (SRL Nr. 520).

- Im Kanton Bern halt das Kantonale Strassenverkehrsgesetz (KSVG) vom 27. Marz 2006
(BGS 761.11) in Art. 2 fest, dass die zustandigen Behdrden zur Durchfihrung oder Mitfinan-
zierung ihrer Tatigkeiten Werbevertrage zur Férderung der Verkehrssicherheit mit Dritten
abschliessen kdnnen, wobei der Regierungsrat durch Verordnung die Voraussetzungen re-
gelt. Die Bernische Strassenverkehrsverordnung (StrVV) vom 20. Oktober 2004
(BGS 761.111) enthélt entsprechend einige Bestimmung zu Sponsoring- und Werbevertra-
gen (Art. 42a ff.) Ferner bestehen im Kanton Bern «Fundraising- und Sponsoring-Richtlinien
der Universitat Bern», welche sich auf Art. 39 Abs. 1 Bst. b des Gesetzes vom 5. September
1996 lber die Universitat (Universitatsgesetz, UniG; BGS 436.11) stitzen.
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- Der Universitatsrat des Kantons Zurich hat am 2. Marz 2015 die Verordnung uber die Ein-
werbung und die Verwendung zusatzlicher Mittel (Fundraising) der Universitat Zurich erlas-
sen (BGS 415.113). Diese Verordnung enthéalt 28 Paragrafen.

- Das Gesetz Uiber die Padagogische Hochschule Zug vom 28. Februar 2013 (BGS 414.41)
halt in § 16 Abs. 1 Bst. d fest, dass die Padagogische Hochschule Zug ihre Aufwendungen
unter anderem durch Drittmittel finanziert. § 19 dieses Gesetzes macht nahere Ausfiihrun-
gen zu diesen Drittmitteln. Die Padagogische Hochschule Zug weist auf ihnrer Homepage
entsprechend auf die Mdglichkeit des Fundraising hin.

Ob allenfalls eine Straffung der vorgeschlagenen Zuger Regelung maoglich ist, wird erst im or-
dentlichen Vernehmlassungsverfahren und im Vergleich mit den Regelungen der anderen Kan-
tone geprift werden.

C. Verordnungsentwurf an die vorberatende Kommission zum Entlastungsprogramm
2015-2018, Paket 2, zur Kenntnisnahme

Um den Entwurf des neuen § 37a FHG zu konkretisieren und der vorberatenden Kommission
eine Vorstellung dariber zu geben, wie dieser Paragraf umgesetzt werden kénnte, hat der Re-
gierungsrats der Finanzdirektion erlaubt, bereits im heutigen Zeitpunkt einen ersten Entwurf der
geplanten Verordnung zum Fundraising im Kanton Zug (Fundraising-Verordnung) der
vorberatenden Kommission vorzulegen.

D. Zu den Bestimmungen im Einzelnen
Vorbemerkungen

Der aus dem Englischen stammende Begriff «Fundraising» setzt sich aus «Fund» (Geld, Mittel)
und «to raise» (aufbringen) zusammen und bedeutet wortlich libersetzt also Geld- oder Mittel-
beschaffung. Unter Fundraising (im weiteren Sinn) sind alle Zuwendungen von Dritten zu ver-
stehen, also Spenden, Génnerbeitrdge, Donationen, Schenkungen, Legate, Sponsoring oder
Werbung.

§ 1 Begriffe

Die Fundraising-Verordnung soll grundsatzlich fur die ganze Staatsverwaltung, alle Direktionen
und die Staatskanzlei, die Amter und die Abteilungen sowie die kantonalen Anstalten und kan-
tonalen Schulen Giiltigkeit haben. Ausgenommen davon sind nur das Kantonsspital, die Ge-
richte, die Datenschutzstelle sowie die Ombudsstelle.

Fundraising ist heute in aller Munde. Im vorliegenden Beschaftigungsfeld geht es darum, dass
private Geldgeber der 6ffentlichen Hand finanziell unter die Arme greifen. Oft wird eine Unter-
stitzung nur fir eine Gegenleistung erbracht; dann wird diese Unterstlitzung als Sponsoring
bezeichnet. Der Unterschied von Sponsoring und Werbung kann dabei wie folgt umschrieben
werden, um klarzustellen, worltber verhandelt werden kann: Werbung macht man fir ein Pro-
dukt mit seinen Eigenschaften, das man verkaufen will. Werbung muss immer vom redaktionel-
len Programm getrennt sein. Sponsoring hingegen eignet sich nicht, wenn man fir ein Produkt
Reklame machen will. Beim Sponsoring ndmlich darf nur der Name eines Unternehmens oder
die Marke eines Produkts genannt werden, mehr ist nicht zuldssig. Sponsoring eignet sich fur
bereits bekannte Firmen, die ihr Image verbessern mdchten, oder fir Unternehmen, die neu in
den Markt einsteigen wollen. Durch seine Unterstlitzung kann die Sponsorin oder der Sponsor
die Produktion und Ausstrahlung einer guten Sendung erméglichen. Indem dies dem Publikum
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ausdricklich mitgeteilt wird, steigt das Ansehen des Unternehmens beim Publikum. Kurz zu-
sammengefasst kdbnnte man sagen: Sponsoring dient dem Imagegewinn einer Firma, Werbung
macht man fur ein bestimmtes Produkt.

Die Verordnung befasst sich nur mit Fundraising im engeren Sinn, das heisst, dass die Verord-
nung nur anwendbar ist, wenn der Kanton sich aktiv um Unterstitzung bemuht. Fliessen dem
Kanton Gelder zu, ohne dass er sich aktiv darum bemiht, sei dies aufgrund von Legaten,
Spenden oder als Preisgewinn (beispielsweise ein Schulpreis fir besondere Schulqualitat), fal-
len diese Zuwendungen nicht unter diese Verordnung. Ebenso wenig fallen unter die Verord-
nung Zuwendungen an Private, beispielsweise ein Preis an die besten Lernenden.

Fundraisingpartnerinnen und -partner kénnen Mittel in verschiedener Form zur Verfligung stel-
len: Geldmittel (wie z.B. Spenden von Privaten, Firmen oder Stiftungen), Sachspenden (wie
z.B. Material- oder Produktegaben), technische Unterstlitzung (z.B. in Form von zur Verfiigung
gestellter Arbeitszeit) und personelle Unterstiitzung (z.B. durch unentgeltlichen Fachleute-
Einsatz).

§ 2 Geltungsbereich

Wichtig erscheint, dass ein offener, aber kritischer Umgang mit Fundraising gepflegt wird. Die
Projekte der kantonalen Verwaltung sind grundsatzlich Gber das Budget des Kantons Zug und
seiner Anstalten zu finanzieren. Ausnahmsweise soll aber Fundraising mdglich sein.

8§ 3 Zweck der Mittelbeschaffung

Der Kanton Zug méchte Fundraising erméglichen, um seine Direktionen, Amter und Abteilun-
gen zu starken. Innovative Amtsstellen werden ideenreiche Wege finden, um ihre Vorstellungen
zu realisieren.

Im staatlichen Bereich ist Fundraising noch vergleichsweise selten zu finden. Was beispiels-

weise an Universitadten und Fachhochschulen noch ab und zu gelingt, ist an anderen Schulen,
beispielsweise Behindertenschulen, bisher undenkbar. Zwar erfolgen hin und wieder Spenden,
doch eine Geschaftsbeziehung, wie es das Fundraising darstellt, kommt sehr selten zustande.

Aufgrund mangelnder Finanzmittel oder aufgrund anderer prioritarer Entscheidungen sind
Winsche und Ideen, deren Realisierung reizvoll ware, manchmal nicht erreichbar. Mit der Ak-
quisition von Drittmitteln wirden solche Projekte ausfihrbar. Fundraising ist also ein mdgliches
Finanzierungsmodell.

Mit der vorliegenden Fundraising-Verordnung soll der entsprechende gesetzliche Rahmen ge-
schaffen werden.

§ 4 Autonomiewahrung

Das Bewahren der Autonomie muss beim Fundraising einen hohen Stellenwert einnehmen. Es
soll kein «Ausverkauf der Kulturférderung» und keine «Privatisierung des Bildungswesens»
stattfinden. Insbesondere darf Fundraising den Betrieb des Kantons Zug nicht beeintrachtigen.
Abhangigkeiten missen vermieden werden. Die Unabhangigkeit des Kantons Zug muss jeder-
zeit gewahrleistet bleiben.

8 5 Partnerschaften und Aktivitaten
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Der Kanton Zug ist an Beziehungen zu Fundraisingpartnerinnen und -partnern interessiert, die
auf einer transparenten, offenen Zusammenarbeit basieren. Aus der Situation und aus dem
Projekt heraus wird es sich ergeben, dass nicht immer alle méglichen Interessierten als
Fundraisingpartnerinnen oder -partner in Frage kommen. Auf der anderen Seite sind auch
Fundraisingpartnerinnen oder -partner, welche anderes als Geld anzubieten haben, gerne ge-
sehen. Die Zurverfliigungstellung von Rohstoffen, Knowhow, Fertigungskapazitaten, Prasenta-
tionsmaterial oder Raumen kommen beispielsweise in Frage.

§ 6 Grundrechte

Es versteht sich von alleine, dass die Grundrechte durch Fundraisingpartnerschaften nicht be-
eintrachtigt werden dirfen. Der Kanton Zug geht nur mit Personen, Unternehmungen oder Insti-
tutionen Fundraising-Vereinbarungen ein, die den demokratischen und freiheitlichen Grundwer-
ten unserer Gesellschaft nicht widersprechen. Im Zweifelsfall entscheidet die bzw. der Direkti-
onsvorstehende.

§ 7 Reputation und Glaubwirdigkeit
Das Image des Kantons Zug darf durch Fundraising nicht geschmalert werden.
§ 8 Konzept

Um zu gewahrleisten, dass alle geforderten Voraussetzungen flir Fundraising erfillt sind, ist
ein entsprechendes Konzept zu erarbeiten.

Nur falls ein Fundraisingvertrag abgeschlossen wird, ist auch ein entsprechendes Konzept n6-
tig. Wann der Abschluss eines solchen Vertrages zwingend ist, wird in § 18 geregelt.

§ 9 Annahme von Zuwendungen

Selbstverstandlich arbeitet der Kanton Zug nur mit Fundraisingpartnerinnen und -partnern zu-
sammen, die zur Erreichung ihrer Ziele legale Mittel und Wege einsetzen. Zu Fundraisingaktivi-
taten darf keine Dienststelle verpflichtet werden. Im Zweifelsfall entscheidet die bzw. der Direk-
tionsvorstehende.

§ 10 Mittelherkunft

Die Finanzstrome missen offentlich kontrolliert bleiben. Entsprechend kénnen zur Prifung der
Herkunft von zur Verfligung gestellten Mitteln externe Gutachten eingeholt werden. Liegen die
zur Verfugung gestellten Mittel Gber 1 Million Franken, ist eine Prifung der Herkunft zwingend.
§ 11 Bedingungen und Auflagen

Ziel ist, Fundraisingpartnerinnen und -partner zu finden, welche ihre Zuwendungen nicht mit

Bedingungen oder Auflagen verknipfen. Werden die Zuwendungen mit Bedingungen oder Auf-
lagen verbunden, so dirfen letztere die Souveranitat des Kantons Zug nicht beeintrachtigen.
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§ 12 Fundraisingobjekte

Fundraising ist in der Regel projektbezogen. Es ist aber auch denkbar, dass Zuwendungen, um
welche sich der Kanton aktiv bemiht hat, gerade nicht bezogen geleistet werden, beispielswei-
se zur freien Verwendung im Kultur- oder Sportbereich.

§ 13 Mittelverwendung

Uber die Mittelverwendung entscheiden die Verantwortlichen geméass der Verordnung lber die
Zeichnungs- und Anweisungsberechtigung vom 20. November 2007 (BGS 153.7). Diese ent-
scheiden auch (iber die Verwendung von allfalligen Uberschiissen aus Fundraising: Allfallige
Uberschiisse kdnnen in andere Projekte fliessen oder sie kénnen in einen allgemeinen Fonds
eingebracht werden.

8 14 Grundséatze

Der Kanton Zug bietet seinen Fundraisingpartnerinnen und -partnern ein grosses Mass an Ver-
Iasslichkeit, ebenso wie Differenziertheit und Sorgfalt. Fundraising darf keine Werbung fiir Pro-
dukte enthalten.

§ 15 Verdankungen

Da der Kanton Zug keine Werbung fir Produkte macht, missen sich auch Verdankungen im-
mer auf die Fundraisingpartnerschaft und nicht auf deren Produkte oder Dienstleistungen be-
ziehen.

§ 16 Verwendung von Logos

Logo-Prasenz und schriftliche Erwahnung der Fundraisingpartnerin bzw. des Fundraisingpart-
ners ist nur ohne werbliche Logozuséatze gestattet.

§ 17 Zustandigkeiten

Es ist klar zu regeln, wer fur die Fundraising-Aktivitdten zusténdig ist. Es ist sachgerecht, diese
Zustandigkeit an die Verordnung Uber die Zeichnungs- und Anweisungsberechtigung vom

20. November 2007 (BGS 153.7) zu knupfen. Insbesondere deren §§ 4 und 5 sind fur die Zu-
standigkeiten zu beachten.

§ 18 Vertragspflicht

Die Leistungen und Gegenleistungen zwischen dem Kanton Zug und der Fundraisingpartnerin
bzw. dem Fundraisingpartner werden individuell ausgehandelt und in einer schriftlichen Verein-
barung festgehalten. § 18 bestimmt den Mindestinhalt einer solchen Vereinbarung. Allerdings
ist eine solche Vereinbarung erst zwingend, wenn sich die Zuwendung auf tber

10 000 Franken belauft.

Die Fundraisingpartnerin bzw. der Fundraisingpartner verpflichtet sich zur (regelmassigen) Be-
zahlung eines ausgehandelten Betrags. Der Kanton Zug verpflichtet sich seinerseits zur Einhal-
tung der vereinbarten Rahmenbedingungen.

Die Dienststellen sind gehalten, ihre Direktionsvorsteherin bzw. ihren Direktionsvorsteher még-
lichst friih in den Prozess des Fundraising einzubeziehen.
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§ 19 Ausgeschlossene Fundraisingpartnerinnen und -partner

Es versteht sich von selbst, dass fliir Fundraising im Kanton Zug Dritte, welche in bestimmten
gesellschaftlichen Bereichen tatig sind, nicht in Frage kommen kdnnen. Dies sind politische
Parteien, religiose Gruppen, im Sucht- und Betdubungsmittelbereich tatige Dritte, im Bereich
Gewalt, Rassismus und Pornographie tatige Dritte, im Bereich Sex oder Erotik involvierte Drit-
te.

E. Personelle und finanzielle Auswirkungen
Das finanzielle Potenzial ist schwierig zu beziffern. Es wird die Annahme getroffen, dass dank

Fundraising ein Mehrertrag von jahrlich 200 000 Franken erzielt werden kann. Die neue
Fundraising-Verordnung hat keine personellen Auswirkungen.
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A |Investitionsrechnung

2016

2017

2018

2019

—_

bereits geplante Ausgaben

Gemass Budget oder Finanzplan:

bereits geplante Einnahmen

2. | Gemass vorliegendem Antrag:
effektive Ausgaben

effektive Einnahmen

B |Laufende Rechnung (nur Abschreibungen auf

Investitionen)

3. | Gemass Budget oder Finanzplan:
bereits geplante Abschreibungen

4. | Gemass vorliegendem Antrag:
effektive Abschreibungen

C |Laufende Rechnung (ohne Absch

reibungen auf Investition

5. | Gemass Budget oder Finanzplan:

bereits geplanter Aufwand

bereits geplanter Ertrag

6. | Gemass vorliegendem Antrag:
effektiver Aufwand

effektiver Ertrag

200 000

200 000

200 000

FD FDS 4.2/ 41/ 79598







Beilage 6

Kanton Zug

Verordnung
Uber die Kontrollschilder
(Kontrollschilderverordnung)

VVom unbekannt (Stand unbekannt)

Der Regierungsrat des Kantons Zug,

gestltzt auf 8 47 Abs. 1 Bst. d der Kantonsverfassung®, Art. 10 Abs. 1 des
Bundesgesetzes Uiber den Strassenverkehr vom 19. Dezember 19582, Art. 82
ff. der Verordnung vom 27. Oktober 1976 Uber die Zulassung von Personen
und Fahrzeugen zum Strassenverkehr® sowiein Vollziehung von § 1a des
Gesetzes Uber die Steuern im Strassenverkehr vom 30. Oktober 19864 und
der Verordnung Uber die Gebihren im Strassenverkehr vom 13. Dezember
2005,

beschliesst:

§1 Kontrollschilder mit besonderer Nummer

! Die Versteigerung von bestehenden oder auf Wunsch angefertigten neuen
Kontrollschildern mit besonderer Nummer erfolgt Uber das Internet.

2Das Strassenverkehrsamt teilt das Kontrollschild der Person mit dem
Hoéchstgebot zu.

3 Fahrzeughaltende haben keinen Anspruch auf ein bestimmtes Kontroll-
schild.

4 Das Strassenverkehrsamt regelt die Einzelheiten in allgemeinen Geschéfts-
bedingungen.

-
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§ 2 Immatrikulation des Fahrzeugs

L Immatrikuliert die oder der Fahrzeughaltende innert zwolf Monaten seit
der Zuteilung des Kontrollschilds kein Fahrzeug, kann das Strassenver-
kehrsamt wieder tber das Kontrollschild verfligen.

2 Der bezahlte Betrag und die Gebiihren werden nicht riickerstattet.

§ 3 Abtretung von Kontrollschildern

1 Fahrzeughaltende kénnen das ihnen zugeteilte Kontrollschild drei Monate
nach der Immatrikulation und bis zwdlf Monate nach der Hinterlegung oder
des Entzugs an andere Fahrzeughaltende abtreten.

2 Tritt die oder der Fahrzeughaltende gleichzeitig mehrere Kontrollschilder
an die gleiche Person ab, erhebt das Strassenverkehrsamt die Abtretungsge-
buhr von Ziffer 5.18 der Verordnung tber die Gebiihren im Strassenver-
kehrd nur einmal.

3 Stirbt die oder der Fahrzeughaltende, haben die Ehegattin/der Ehegatte, die
eingetragene Partnerin/der eingetragene Partner sowie Verwandte in direkter
Linie Anspruch auf Abtretung des Kontrollschilds. Der Anspruch ist innert
zwolf Monaten nach der Hinterlegung des Kontrollschilds geltend zu ma-
chen.

4 Die Abtretung ist nur zuléssig, wenn keine Forderungen des Strassenver-
kehrsamts gegeniiber der oder dem Fahrzeughaltenden ausstehend sind.

8§ 4 Verlust und Diebstahl von Kontrollschildern

1 Bei Verlust und Diebstahl des Kontrollschilds hat die oder der Fahrzeug-
haltende keinen Anspruch auf gleichwertigen Ersatz.

2 Der bezahlte Betrag und die Gebiihren werden nicht riickerstattet.

Zug, ...
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Beilage 7

Kanton Zug

Petition «Fur starke Zuger Schulen» des Lehrer- und Lehrerinnenkonvents der Kantons-
schule Zug

Bericht und Antrag der vorberatenden Kommission zum Entlastungsprogramm 2015-2018, Pa-
ket 2,
vom 25. Januar 2016

1. Am 13. Januar 2016 reichte eine Delegation von Lehrpersonen der Kantonsschule Zug
die Petition «Fir starke Zuger Schulen» ein. Darin werden der Regierungs- und der Kantonsrat
des Kantons Zug aufgefordert, weiter in die Bildung zu investieren und die kantonalen Schulen
zu starken. Ein qualitativ hochstehendes Bildungsangebot sei fir den Kanton Zug ein zentraler
Standortvorteil. Die Sparmassnahmen, die der Regierungsrat in seinem «Entlastungspro-
gramm>» vorschlage, setze diesen Vorteil aufs Spiel. Mindestens 25 Millionen Franken wolle der
Regierungsrat im Bildungsbereich jahrlich sparen — auf Kosten der Schulerinnen und Schiiler,
der Lehrpersonen und der gesamten Gesellschaft.

2. Gemass § 54 des Kantonsratsbeschlusses lUber die Geschéaftsordnung des Kantonsrats
(GO KR) vom 28. August 2014 (BGS 141.1) unterbreitet grundsatzlich die Justizprifungskom-
mission dem Kantonsrat Bericht und Antrag zu Petitionen und Oberaufsichtsbeschwerden. Sie
holt vorgangig die Stellungnahme des Regierungsrats, des Gerichts, der Datenschutzstelle
oder der Ombudsstelle ein (Abs. 1). Sofern die Petition oder die Oberaufsichtsbeschwerde mit
einem Beratungsgegenstand bei einer Kommission unmittelbar zusammenhangt, tberweist die
Prasidentin oder der Prasident des Kantonsrats diese direkt an die Kommission zur Antragstel-
lung an den Kantonsrat (Abs. 2).

Da diese Petition einen direkten Konnex zum Entlastungsprogramm 2015-2018, Paket 2 (Vor-
lage 2569), hat, hat der Kantonsratsprésident diese Eingabe gestitzt auf § 54 Abs. 2 GO KR
der zustandigen vorberatenden Kommission zur Antragstellung an den Kantonsrat Giberwiesen.

3. Die Massnahmen des Pakets 2 bilden zusammen mit den bereits beschlossenen Mass-
nahmen in der Kompetenz des Regierungsrats (Paket 1 und Budget) ein ausgewogenes Entlas-
tungsprogramm. Es wurde darauf geachtet, dass im Sinne einer Opfersymmetrie alle Bereiche
und alle Stellen ausgewogen und sinnvoll nach ihren Mdéglichkeiten Entlastungen tragen. Die
Anstellungsbedingungen der Lehrpersonen bleiben auch nach Umsetzung des Pakets 2 gut,
insbesondere auch im Vergleich mit anderen Kantonen.

Korrekt ist, dass im Bildungsbereich urspriinglich eine geschéatzte Entlastung von 24,8 Millio-

nen Franken erfolgen sollte. Mit Beschluss vom 17. Marz 2015 wurden allerdings drei grosse

Massnahmen im Umfang von rund 10 Millionen Franken sistiert; dartiber wird erst im Rahmen
der «ZFA Reform 2018» entschieden. Bei diesen drei Massnahmen wirde es sich um Lasten-
verschiebungen vom Kanton zu den Gemeinden handeln, womit daraus - mindestens direkt -

kein Abbau im Bildungsbereich resultiert.

Das Entlastungsprogramm weist im Bildungsbereich mit rund 15 Millionen Franken also einen
wesentlich kleineren Betrag aus. Diese Entlastungssumme ist betrachtlich, doch werden an den
kantonalen Schulen auch nach Umsetzung des Entlastungsprogramms gute Arbeits- und Lern-
bedingungen bestehen.
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4. Deshalb beantragt die Kommission zum Entlastungsprogramm 2015-2018, Paket 2,
dem Kantonsrat, die Petition zur Kenntnis zu nehmen und ihr keine Folge zu leisten.

FD FDS 4.2/ 39.5/ 80482
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